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Bürgerbrief

Politische Rechte zurück an die
österreichischen Bürgerinnen und
Bürger
Die Forderung nach mehr politischer
Mitsprache ergibt sich in Österreich
sicherlich aus dem Schwinden ver-
fassungsgesetzlich gewährleisteter
Rechte und Prinzipien der Bundes-
verfassung seit dem EU-Beitritt. Es
ist ein offenkundigerWiderspruch zu
den Grundprinzipien der Bundesver-
fassung, dass schon über 80 % der
Gesetze von Brüssel durch Richtli-
nien, Verordnungen und sonstige
Weisungen ausgehen. „Unsere“ Po-
litiker tragen für diese Gesetze keine
wirkliche Verantwortung dem Volk
gegenüber. Die an die Gemein-
schaftsorgane übertragenen Souve-
ränitätsrechte an die EU sind nicht
begrenzt, sondern unüberschaubar
weit und deswegen nicht ausrei-
chend demokratisch legitimiert.

Volksbegehren volle Unterstützung
Eine repräsentative Demokratie kann
funktionieren, wenn Politiker mit be-
stem Gewissen den Willen der Bür-
ger erfassen, diese Willensbildung
wahrnehmen und diese unter Einhal-
tung der Bundesverfassung in Ge-
setze formen. Stattdessen haben wir
ein Parteiensystem, in welchem die
Politiker fremden Interessen dienen
und eigene Machtgelüste ausleben.
Sobald die Regierung ihre Über-
macht gegenüber den Bürgern aus-
nutzt, aus welchem Grund auch
immer, hat das fatale Folgen für
Mensch und Natur. Das ist die Poli-

tik, die abgehoben vom Bürger pas-
siert, nicht für alle Sorge trägt, die
Ressourcen plündert, Schäden an
Grund und Boden und Lebewesen in
Kauf nimmt wegen finanziellen Ge-
winns. Bis der Einzelne den Souve-
ränitätsverlust wahrnimmt, der die
logische Folge dieser Politik ist,
kann wertvolle Zeit verstreichen, um
ein Umkehren seitens der Bürger zu
erzwingen. Und diesen Zustand
haben wir heute.

Die Politik in Österreich ist weit
davon entfernt, eine direkte Demo-
kratie nach Vorbild der Schweiz in
unsere Bundesverfassung aufzuneh-
men, es bleibe dahingestellt, ob un-
sere repräsentative Demokratie
überhaupt noch funktioniert. Des-
wegen müssen wir alle direkt-
demokratischen Elemente unserer
Bundesverfassung nutzen, um unse-
ren Willen kundtun zu können. Ein
Volksbegehren beinhaltet konkrete
Forderungen an unsere Politiker, und
irgendwann müssen sie diese umset-
zen, wenn sie noch gewählt werden
möchten!

Mut für die Sache
Womit Politiker uns immer öfters so
quasi vormachen wollen, dass sie
unseren Bürgerwillen ernst nehmen,
sind diese Effekt heischenden Um-
fragen, wie sie zuletzt von der Stadt
Wien durchgeführt wurden. Wir
brauchen etwas Mut für die Sache,
denn es geht nicht um die Fahrzeiten
der U-Bahnen oder um Hundefüh-

rerscheine, es geht um unsere exi-
stentiellen Freiheitsrechte, die unsere
Vorfahren in Revolutionen erkämpft
haben.
Wir dürfen uns nicht von pessimisti-
schen Stimmen beeinflussen lassen,
die so meinen, dass das alles nicht
hilft! Das stimmt nicht! Denn wenn
Volksvertreter (wir brauchen keine
abgehobenen und von Parteien ab-
hängige Politiker) sich diesem
Thema annehmen, können sie damit
rechnen, bei der nächsten Wahl ge-
wählt zu werden!

Die Politik gehört zum Menschen
Politisches Denken, sich einmischen,
diskutieren und dazulernen, das ent-
spricht den Menschen im 21. Jahr-
hundert. Bedenken Sie, wir
gemeinsam können mit unserer Un-
terschrift sehr viel leisten, wenn wir
die Sache ernst nehmen.Wir müssen
zum Schutz unseres eigenen Lebens
und unserer Kinder unsere demokra-
tischen Rechte zurückerobern.

Volkswirtschaft wieder auf solide
Grundlage stellen
Die Waren- und Kapitalsverkehrs-
freiheit der EU und das Instrument
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1 Dazu aktuelle Zeitungsartikel aus Zeit-Fragen: Auch das Ausland soll wissen, dass die alten Schweizer nicht nur in der Geschichte sind, sondern dass sie noch
leben!; Demokratie braucht Zeit-Demokratie braucht jeden; Theorie der direkten Demokratie; Geld macht nicht glücklich, aber Demokratie; Die direkte De-
mokratie darf niemals reinem Profitdenken geopfert werden; Das Prinzip der Freiwilligkeit als Grundlage einer funktionierenden Demokratie; Direkte Demo-
kratie und Föderalismus als Grundlage für eine freies Europa der Völker; Gemeindefreiheit und Demokratie; Medien und Demokratie … in: Zeit-Fragen.
Wochenzeitung für freie Meinungsbildung, Ethik und Verantwortung für die Bekräftigung und Einhaltung des Völkerrechts, der Menschenrechte und d es Hu-
manitären Völkerrechts. Telefon: 0041 443506550 oder E-Mail: redaktion@zeit-fragen.ch
2 Schachtschneider, Verfassungsklage Österreich, S 63
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der Deregulierung haben dazu bei-
getragen, dass in Österreich eine
krasse Reduzierung des nicht indu-
striell geführten Bauernstandes ein-
getreten und ebenso beim
Mittelstand ein radikaler Abbau er-
kennbar ist und das sind die wichtig-
sten Grundpfeiler einer gesunden
Volkswirtschaft. Ständiges Wirt-
schaftswachstum wird als alleiniges
Heilmittel für das Erhalten von
Wohlstand gepriesen.
Hans Christoph Binswanger schreibt
in seinem Buch Vorwärts zur
Mäßigung. Perspektiven einer nach-
haltigen Wirtschaft (ISBN 978-3-
86774-072-2) schon im Vorwort,
dass es nicht genügt, sich in Mäßi-
gung zu üben. Vorwärts zur Mäßi-
gung heißt dann mehr, als nur
langsamer voranschreiten. Es heißt,
Perspektiven zu gewinnen für
eine nachhaltige Wirtschafsweise, in
der das rechte Maß gefunden und
eine Balance hergestellt wird zwi-
schen weiterem Wachstum des Sozi-
alproduktes, der Vermeidung von
Wirtschaftskrisen und der dauernden
Erhaltung der natürlichen Grundla-
gen des Wirtschaftens. Es gilt, die
Gefährdungen, die sich aus der al-
leinigen Konzentration auf das
Wachstumsziel ergeben, zu vermei-
den und den Menschen sowohl der
gegenwärtigen wie der zukünftigen
Generation die Chance zu geben,
ihre Lebensziele auf sicherer Grund-
lage verfolgen zu können.

Ein Umdenken ist notwendig, um
aus dieser krisengeschüttelten Fi-
nanz- undWirtschaftswelt halbwegs
unversehrt herauszukommen, neue
Maßnahmen im Sinne Binswangers
fördern und fordern. Und dazu müs-
sen wir mehr denn je unsere Anlie-
gen einbringen. Nützen wir die
Demokratie, um sie zu erhalten
(Univ.-Prof. Dr. E. Bader, Wien,
Bürgerbrief Nr.5, 2003).

Scheinbares
Demokratiewerben der EU
Es ist vielleicht auch taktisch beab-
sichtigt, dass Interessensgruppen mit
Internetseiten für mehr Demokratie
werben. Sie bieten „Beratung für
Demokratie“ und bringen Vor-
schläge, stellen auch Visionen vor,
wie die Bürger mehr Einfluss auf
Politiker in der EU nehmen können.
Zum Beispiel wird von einem Ele-
ment der direkten Demokratie des
Lissabon-Vertrages gesprochen als
„erste Regelung“, die es Bürgern un-
terschiedlicher Staaten erlaube (!),
gemeinsam ihre Stimme zu erheben
usw. Das hat mit echter Demokratie
nichts zu tun. Demokratie muss
kleinräumig und überschaubar sein,
kann nur auf Grundlage einer natio-
nalen Verfassung funktionieren, in
der das Recht vomVolk ausgeht. Er-
stens geben wir unsere Stimme an ir-
gendeine höhere Instanz ab, die für
uns unüberschaubar und ohne jegli-
che Bindung an den Willen des Vol-
kes agiert, und zweitens ist die EU
ohnehin nicht befähigt, unser Ge-
setzgeber zu sein, weil ihr die Legi-
timation durch das Volk fehlt.

Menschenbild in direkter
Demokratie
Solche Initiativen werfen die Frage
auf, von welchem Menschenbild
ausgegangen wird. Von einem mün-
digen Bürger, der die Verantwortung
für sich und seine Umwelt voll über-
nimmt, mitdenkt in politischen
Prozessen, immun ist gegen Ein-
flussnahme von oben, nicht nur an
sein eigenes, sondern an das Ge-
meinwohl denkt, oder von Men-
schen, die es anderen überlassen,
über ihr Schicksal zu entscheiden.
Aus Mutlosigkeit, Ohnmachtsgefühl
oder fehlender Anleitung in politi-
schem Denken? Wenn dem so ist,
haben Hochfinanz und Konsumin-
dustrie ein leichtes Spiel, die näch-

ste Generation statt zu mündig den-
kenden Bürgern zu einer fun-genera-
tion zu erziehen. Die Strukturen
dafür sind bereits geschaffen.

Wie viele Länder gibt es, in denen
der Souverän bestimmt? Wie benei-
den wir die Schweizer um ihre echte
unmittelbare Demokratie, um ihren
hohen Lebensstandard. Der direkten
Demokratie haben die Eidgenossen
ihre totale Gentechnikfreiheit zu ver-
danken, also auch kein gentechnisch
verändertes Futtermittel und keine
Einfuhr solcher Lebensmittel! Wenn
wir „Nachhilfe“ in Sache Demokra-
tie benötigen, dann kann unser Blick
nur auf die Schweiz gerichtet wer-
den! Sie hat sich über Jahrhunderte
hinweg ihre Souveränität bewahrt,
sie duldet kein Herrschaftsverhältnis,
sie hat starke Volksrechte, die es
möglich machen, unabhängig zu
bleiben! Das ist die Schweiz.

Medienkampagne gegenüber den
Schweizer Eidgenossen
Wenn auch Teile unserer Medien
und Politiker glauben, mit untergrif-
figen rhetorischen Mitteln Hetze
unserem Nachbarn gegenüber veran-
stalten zu müssen, und selbst vor
Lügen nicht Halt machen, dann wis-
sen wir Österreicher, dass dies nur
einem Zwecke dienen soll: Die
Schweizer sollen ähnlich wie wir mit
allen Mitteln in die EU geredet wer-
den. Dies wird wohl ein Wunsch-
traum für die Akteure hinter den
Vorhängen bleiben müssen!

Wie die echte direkte Demokratie ein
Leben in Frieden und Freiheit garan-
tiert, wie Volkssouveränität gelebt
werden kann, ist sehr übersichtlich
in der Schweizer Wochenzeitung
Zeit-Fragen nachzulesen.1



3 http://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-site/attachments/2/2/9/CH0006/CMS1227786189878/eu-vertrag_sv2-08.pdf
4 http://www.kaschachtschneider.de/Schriften/Dokumente-herunterladen/Neu-_sterr-Klage-Lissabon-Vertrag.pdf
5 http://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-site/attachments/3/1/3/CH0006/CMS1242199804675/vertrag_von_lissabon_ii_g149-08.pdf
6 http://www.fpoe.at/fileadmin/Content/portal/PDFs/2010/VfGH-Beschwerde.pdf
7 http://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-site/attachments/9/0/3/CH0006/CMS1278577592654/vertrag_von_lissabon_sv1-10.pdf
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Zu den Verfassungsklagen
Wir Bürger sind leider nicht in der
glücklichen Lage uns mit Hilfe eines
Initiativrechtes von Knebelungsver-
trägen zu befreien! Wir haben in der
letzen Ausgabe des Bürgerbriefes
über die Einreichung einer Verfas-
sungsklage berichtet. Die Aufgabe
den Bürger vor der Politik zu schütz-
ten, hat in unserer repräsentativen
Demokratie der Verfassungsge-
richtshof. Er ist quasi der Hüter des
Gesetzes!

Die Anträge
Erste Verfassungsklage: Univ. Prof.
Dr. Erwin Bader (UNI-Wien) hat
nach dem EU-Beitritt 1995 beim
Verfassungsgerichtshof wegen Ver-
letzung der Baugesetze der Österrei-
chischen Bundesverfassung
Beschwerde eingereicht. Ebenso
reichte er beim europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte eine
Klagschrift ein, die die Desinforma-
tion der öffentlichen Hand vor der
Volksabstimmung zum Inhalt hatte,
der die Österreicher vor dem Beitritt
ausgesetzt waren. Beide Klagen
wurden nicht angenommen.2

Zweite Verfassungsklage: Die
Rechtsanwälte Zauner & Mühlböck
hatten am 13. Juni 2008 imAuftrage
einer Einzelperson eine Verfas-
sungsbeschwerde gegen den Vertrag
von Lissabon eingebracht, die eben-
falls zurückgewiesen wurde.3 Im
Fokus dieser Klage stand die nicht
durchgeführte obligatorische Volks-
abstimmung nach der erneuten Ge-
samtänderung der Bundesverfassung
durch den EU-Vertrag von Lissabon.

Dritte Verfassungsklage: Die schon
erwähnte Verfassungsbeschwerde4

die im Auftrag einer Interessens-
gruppe von Professor Schacht-
schneider verfasst, von Rechtsanwalt
DDr. Franz Watschinger am 23. Ok-
tober 2008 eingebracht wurde und

sich gegen den Beitritt Österreichs in
die EU und den Folgeverträgen rich-
tete, wurde ebenfalls vom österrei-
chischen Verfassungsgerichtshof
nicht angenommen5, der Recht-
schutz also verwehrt. Obwohl Pro-
fessor Schachtschneider gründlich
darlegt, dass mit der EU-Vertrags-
entwicklung in die Rechtssphäre der
Antragssteller unmittelbar eingegrif-
fen werde und sie in ihren verfas-
sungsgesetzlich gewährleisteten
Rechten der politischen Freiheit und
Gleichheit ausArt. 1 B-VG, auf Ver-
tretung durch den Nationalrat aus
Art. 26Abs. 1 undArt. 24 B-VG und
aufAbstimmung des gesamten Bun-
desvolkes bei Gesamtänderung der
Bundesverfassung ausArt. 44Abs. 3
selbst, unmittelbar und aktuell ver-
letzt sind, wies der VfGH die Klage
mit der höchst fadenscheinigen Be-
gründung zurück, die Kläger seien
nicht unmittelbar betroffen.

Vierte Verfassungsklage: Nach dem
Inkrafttreten des Vertrages von Lis-
sabon wurde von Rechtsanwalt Dr.
Eike Lindinger im Namen von 37
Abgeordneten des österreichischen
Parlaments eine neuerliche Verfas-
sungsbeschwerde6 eingereicht. Wie-
der wurde die Klage vom
Verfassungsgerichtshof Österreich
(VfGH) nicht angenommen.7

Es lohnt sich Beschlüsse des Verfas-
sungsgerichts zu lesen. Als Bürger
kann man nicht verstehen, warum
die Anträge vom VfGH nicht ange-
nommen wurden und der Recht-
schutz verwehrt wurde.

Was tun?
Es könnte nun der Eindruck entste-
hen, dass die Bemühungen um das
Recht nichts gebracht haben. Stimmt
nicht! Es ist nun die Aufgabe jedes
Bürgers der Frage nachzugehen, was
die Ursachen sind, die den Einzelnen
in seinen Rechten und seiner Freiheit

beeinträchtigen. Der Bürger muss
klar erkennen und auch benennen
können, was die Politik ändern
muss. Also zu erfassen, was die
Rechtsakte der EU für die betroffe-
nen Menschen bedeuten. Es wird
notwendig sein, sich zu überlegen,
welche Instrumente und Maßnah-
men es dazu braucht.

Und damit sind wir bei der
aktuellen Politik.

Wenn wir die systematische
Speicherung von Telefon- und Inter-
netdaten aus Datenschutzgründen
ablehnen und uns gegen EU-Recht
stellen, drohen uns Strafen in Mil-
lionenhöhe, so haben die EU-Rich-
ter geurteilt.

Anfang 2000 war die Einhe-
bung der Getränkesteuer - die Ein-
nahmen flossen direkt in das Budget
der jeweiligen Gemeinde - durch
eine Erkenntnis des Europäischen
Gerichtshofs wegen Unvereinbarkeit
mit dem EU-Recht ausgesetzt wor-
den. Bis heute gibt es Ungereimthei-
ten mit Ausgleichszahlungen. Im
Endeffekt sind Gemeinden und
Städte finanziell geschwächt, ihrer
weitgehenden Autonomie beraubt
und so angreifbar für Großraumpoli-
tik geworden.

„Anpassungen“ in der Strafpro-
zessordnung und im Sicherheitspoli-
zeigesetz sind gefordert und stehen
noch aus.

Die österreichische Bildungspo-
litik muss sich am freien Markt be-
weisen und den Bologna-Prozess
umsetzen, denn die EU-Kommission
folgt hier der Order der WTO und
OECD.

Im militärischen Bereich haben
unsere Politiker eine Bündnispolitik
verfolgt, die sich längst jenseits der
Neutralität befindet. Für arbeitslose



Jugendliche erscheint das Bundes-
heer als „lukrative“ Berufschance,
und als solche wird es auch bewor-
ben. Die Gefahren, denen die Solda-
ten dabei ausgesetzt sind, werden
längst vertuscht. Die Nato hatte ein
Jahr nach der Bombardierung des
damaligen Jugoslawien offiziell zu-
gegeben, im Kosovo-Krieg Munition
mit abgereichertem Uran eingesetzt
zu haben. Die UN-Umweltorganisa-
tion (Unep) berichtete, dass US-
Kampfjets bei mehr als 100
Luftangriffen 31.000 Einheiten Mu-
nition mit insgesamt rund zehn Ton-
nen abgereichertem Uran verwendet
hätten. Die Zahl der an Krebs
erkrankten ist enorm hoch und stei-
gend. Der Krebs (in unterschiedlich-
sten Erscheinungsformen) macht
auch vor Kindern nicht Halt. Viele
kommen mit genetischen Defekten
auf die Welt. Nachzulesen in der
Wiener Zeitung vom 25. Mai 2010:
Kosovo wurde zum kleinen Hiro-
shima.

Die US-Finanzmarktkrise hat
aufgrund der EU-Kapitalverkehrs-
freiheit auch in Europa voll Fuß fas-
sen können. Die durch Spekulation
der Banken verursachten Verluste
werden auf die Bürger abgewälzt.
Die Staatsschulden der Mitglieds-
länder explodieren. Dazu mehr im
Vortrag mit Jürgen Elsässer, siehe
Ankündigung.

Wie kann es nur möglich sein,
dass die Österreicher sich seit über
10 Jahren gegen die Gentechnik
wehren und es gelingt uns Bürgern
trotz Mitwirkung einzelner Abge-
ordneten nicht, die Gentechnik aus
unserem Land gänzlich zu verban-
nen (Futtermittel, Nahrungsmittel,
Fertigprodukte etc.)? Ganz im Ge-
genteil: Greenpeace hat festgestellt,
dass der Kommissionsvorschlag zu
mehr Gentechnik in Österreich füh-
ren kann. Ob Gesundheitspolitik
oder Umweltpolitik, ob Steuererhö-
hung oder Einführung von EU-Steu-

ern, die Aufzählung lässt sich noch
fortsetzen.
Aber für uns muss sich die Frage
stellen, wie lange wir uns noch an
der Nase herumführen lassen. Schär-
fen wir den Blick und erkennen wir
die politischen Abläufe wie sie sind,
um einen Richtungswechsel herbei-
zuführen.
Unser Beitrag: wir werden zukünftig
Vorträge und Seminare veranstalten.

Aufgrund dieser politischen Fakten
ist die Initiative für mehr direkte De-
mokratie ein Mitglied der Überpar-
teilichen Plattform für den Austritt
aus der EU, denn nur wenn wir un-
sere Souveränität wiedererlangt
haben, können wir auf das politische
Geschehen Einfluss nehmen.. Bitte
nutzen Sie das beiliegende Formular,
um dieAnliegen der Betreiber dieser
Plattform zu unterstützen!
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Wer drucken lässt, hat etwas mitzuteilen. Ihre Message ist bei uns in guten Händen!

Spende: Alle unsere Aktivitäten werden ausschließlich von ehrenamtlich engagierten Personen getä-
tigt. Damit wir weiterhin diese Aussendungen leisten können, sind wir auf Ihre finanzielle Unterstüt-
zung angewiesen. Wir möchten uns ganz herzlich für die finanziellen Beiträge bedanken, die auch
dazu beigetragen haben, diese umfangreiche Verfassungsklage zu ermöglichen. Jeder noch so kleine
Kostenbeitrag garantiert die Weiterarbeit der Initiative für mehr direkte Demokratie in Österreich.

Rede von Univ. Prof. K.A. Schachtschneider 4. Juli 2009 in Fulda zum Begriff Freiheit
Politik richtigerweise darf nur eines sein: Verwirklichung des Rechtes. Recht kann man nur stüt-
zen auf die Freiheit der Menschen. (...) Die Entwicklung in der ganzen Welt beruht ganz wesent-
lich auf einem Missverständnis des Freiheitsbegriffes. Dass jeder tun und lassen dürfe, was er
will, wenn er nicht gegen Gesetze verstößt.
Freiheit ist immer nur das Recht auf Recht. Jeder darf tun und lassen was er will, wenn er einem an-
deren nicht schadet, das ist Freiheit. Immer muss man den anderen berücksichtigen bei seinem Han-
deln. Das Handeln ist immer zwingend sittlich verpflichtet, sittlich verpflichtet heißt nichts anderes
als dem Sittengesetz verpflichtet und das Sittengesetz ist nichts anderes als der Kategorische Impera-
tiv.Anders können Menschen nicht zusammenleben, wenn sie akzeptieren wollen, dass auch der Mit-
mensch ein freier Mensch ist, ihn akzeptieren als Menschen und das muss ja wohl die Grundlage der
Rechtsordnung sein.

Buchankündigung:
Karin E. J. Kolland: „Der Verrat an den Völkern Europas und Klage gegen die EU-Verträge“
Hanael Bücher mit Seele Verlag, ISBN 978-3-902383-27-3, 448 Seiten, Hardcover
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EINLADUNG ZUM INFORMATIONS- UND
DISKUSSIONSABEND

ZUM THEMA

DER EURO-CRASH KOMMT!
Griechenland war erst der Anfang

Es spricht:

JÜRGEN ELSÄSSER aus Berlin
Freier Journalist und Buchautor

Am Freitag, 27. August 2010, um 19 Uhr
Wien – Grinzing 19. Bezirk , Endstation 38er

im Heurigen – Restaurant BERGER
Heurigen-Buffet oder á la carte

Himmelstraße 19
Veranstalter:

Überparteiliche Plattform für den Austritt aus der EU
Eintritt: freie Spende

Jürgen Elsässer ist Journalist und Buchautor, hat über 20 Bücher vor allem zu geopolitischen und wirtschaftlichen Fragen veröffentlicht und ist
Herausgeber der Reihe COMPACT. Zuletzt erschein Gegen Finanzdiktatur (Nr. 10), Iran (Nr. 14) und Erfolgsmodell Schweiz (Nr. 13) zusam-
men mit Matthias Erne.

Das BuchDer EURO-CRASH. Griechenland war erst der Anfang benennt die Schuldigen an der drohenden Hyperinflation und zeigtWege aus
der Gefahr. Es wird beim Infoabend erhältlich sein und kostet Euro 7,50 (99 Seiten, ISBN: 978389706-422-5)

Ankündigung derAktionskonferenz in Berlin am 25 September 2010 von 9 bis 19 Uhr zum Thema „Der EURO vor dem Zusammenbruch /Wege
aus der Gefahr“. Referenten sind Prof. Hankel, Prof. Schachtschneider und andere hochrangige Kritiker des sogenannten „Euro-Schutzschirmes“
sowie Nigel Farage, Gründungsmitglied und EU-Abgeordneter der britischen Unabhängigkeits-Partei UKIP, die für denAustritt Großbritanniens
aus der EU arbeitet. Die Proponenten des EU-Austritts-Volksbegehrens in Österreich werden an der Konferenz teilnehmen.

Der Schutzschirm aus Brüssel rettet die Währungsunion nicht!
Unseren Bürgern ist ein stabiler Euro in einer Stabilitätsgemeinschaft zugesichert worden. DerWeg in eine Haftungs- und Trans-
fergemeinschaft sollte durch die „no bail out“-Klausel versperrt werden: Es ist verboten, dass die Gemeinschaft oder ein Mit-
gliedstaat für die finanziellen Verbindlichkeiten eines anderen Mitgliedstaates haftet. Jean Claude Juncker, ständiger Vorsitzender
der Eurogruppe, hat im Jahre 1998 zu Befürchtungen, dass diese Vorschrift umgangen werden konnte, gesagt: „Transferleistun-
gen sind so absurd wie eine Hungersnot in Bayern“. Die staatlichen Kredite an Griechenland sind solche Finanzausgleichs-
leistungen. Jeder weiß, dass Griechenland seine Schulden nicht zurückzahlen kann.

Nachdem die Euro-Gemeinschaft die Griechenlandhilfe in Brüssel verabschiedet hatte, ist anschließend und völlig überraschend
ein sogenannter Rettungsschirm in Hohe von 750 Mrd. Euro etabliert worden, zu dem Deutschland den größten Anteil beisteu-
ert. Wir Burger sind über diesen Vorgang nicht informiert worden. Wir wissen nicht, wer in Brüssel den entscheidenden Anstoß
gegeben hat.

Für die Organisation der Aufbringung und Verteilung der Mittel ist eine Zweckgesellschaft nach Luxemburger Recht gegründet
worden. Als der Deutsche Bundestag am 19. und 21. Mai das Bürgschafts- und Garantiepaket beschlossen hat, wusste kein Ab-
geordneter, nicht einmal die Bundesregierung, worüber abzustimmen war. Der Vertrag über die Zweckgesellschaft ist erst am 7.
Juni vor einem luxemburgischen Notar beurkundet worden.

Die Bundeskanzlerin hat den Bundespräsidenten genötigt, binnen Stunden auch dieses zweite Notstandsgesetz zu unterzeichnen.
Er konnte es nicht auf seine Verfassungsmäßigkeit prüfen, wie es seine Pflicht gewesen wäre. So darf keine Regierung mit ihrem
Staatsoberhaupt in dieser Schicksalsfrage umspringen.

Dieser Weg führt Deutschland und Europa in den Ruin. Die „Hilfen“ verringern nicht die Schuldenlast dieser Staaten, sondern
befriedigen deren Gläubiger und dienen der Konkursverschleppung. In der Euro-Zone öffnet sich die Schere zwischen dem Lei-
stungs- und Schuldenzuwachs ihrer Volkswirtschaften immer weiter, so auch in Deutschland. DerAnteil der öffentlichen und pri-
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vaten Schulden am Bruttoinlandsprodukt (BIP) nimmt Jahr für Jahr zu. Die Geldvermehrung - die Europäische Zentralbank (EZB)
trägt mit dem massenhaften, vertragswidrigen Ankauf von Staatsanleihen dazu bei - deckt einen immer kleineren Teil des realen
Zuwachses an Gütern und Diensten. Die Bürger haben Angst, dass ihnen die Inflation ihr Erspartes nimmt.

Die Bundesregierung zerstört, was sie erhalten will. Die neue Haftungsunion der Euroländer ist nicht bloß ein schwerer Rechts-
bruch. Es ist ein geradezu zynischer Versuch, Europas Völkern Eigenstaatlichkeit und Demokratie zu nehmen. Mit der Zerrüttung
von Geldwert und Staatsfinanzen werden die Grundlagen unserer europäischen Staats- und Gesellschaftsverfassung aufgehoben.
Europa steht nicht über diesen Werten, es lebt von ihnen! Die Politik löscht dieses europäische Europa aus: seine Wurzeln, seine
Kultur und seine Wirtschaftskraft. Sie spielt mit der Zukunft unserer Kinder und Enkel.

Davor zu warnen, ist weder Übertreibung noch Rückfall in einen überwundenen Nationalismus. Es geht um die Rückkehr zu
praktischer Vernunft und sittlicher Verantwortung. Beides setzt Realismus voraus.Wie kann eine Bundeskanzlerin behaupten, ihre
Politik der Euro-Rettung sei „alternativlos“? Wie kann ihr Finanzminister von „Sparhaushalten“ sprechen, wenn seinen Minder-
ausgaben von 8 bis 10 Milliarden Euro jährlich kreditfinanzierte Ausgabeermächtigungen an die Zweckgesellschaft in Hohe von
70 Prozent seiner jährlichen Steuereinnahmen gegenüber stehen? Wir Bürger haben ein Recht darauf, dass die Bundesregierung
ihren Amtseid einhält, Schaden vom deutschen Volk zu wenden.

Die Unterzeichner haben dem Bundesverfassungsgericht einen ergänzenden Schriftsatz zu ihrer Verfassungsbeschwerde vom
7. Mai 2010 vorgelegt. Darin wird dargelegt, dass die weiteren politischen Entscheidungen in Brüssel unsere Verfassungsbe-
schwerde bestätigen und bestärken: Die handstreichartige Missachtung des Lissabon-Vertrags verstößt gegen zentrale Rechte der
Bürger aus dem Grundgesetz. Der franzosische Europaminister, Pierre Lellouche, hat unumwunden ausgesprochen, was Politi-
ker bei uns verschweigen: „Tatsachlich haben wir den Vertrag verändert“, der nicht nur ausdrücklich die finanzielle Haftung für
andere Mitgliedsstaaten verbietet, sondern auch die jetzt angegriffene Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank schützen
sollte.

Wir sind sicher, dass unser höchstes Gericht diesen Putsch wider die parlamentarische Demokratie und die wirtschaftliche
Vernunft für verfassungswidrig erklären wird.

Wilhelm Hankel, Wilhelm Nölling, Karl Albrecht Schachtschneider, Dieter Spethmann, Joachim Starbatty
Der Text erschien am 7. Juli 2010 als Anzeige in der „Frankfurter Allgemeine Zeitung“

Ankündigung zum Kongress „Mut zur Ethik“
Wir möchten unsere Leser auf den Kongress „Mut zur Ethik“ Direkte Demokratie – ein ehrlicher Weg
statt Social Engeneering vom 3. bis 5. September 2010 in Feldkirch, aufmerksam machen.
Psychologischen Großguppenmanipulationen (z.B. Zukunftswerkstätten), die den Bürger täuschen und
instrumentalisieren wollen, haben das Ziel, bisherige funktionierende demokratische Strukturen zu zer-
setzen.
Der Kongress stellt dem dieWesensmerkmale der Schweizerischen direkten Demokratie als Grundlage
für die Lösung heutiger und zukünftiger Probleme gegenüber. Für Diskussionen gibt es genügend Raum.
Das folgende Zitat ist für alle Länder bedenkenswert:

Anmeldung und weitere Informationen: Kongressbüro „Mut zur Ethik“, Postfach 756, CH-8044
Zürich. E-mail: mze@cyberlink.ch.



Die nachstehende Gemeinde bestätigt, dass der (die) Unterstützungswillige in der Wählerevidenz
eingetragen ist und das 16. Lebensjahr vollendet hat und in dieser Gemeinde den Hauptwohnsitz hat.

Bitte vor dem Ausfüllen kopieren und weiterverbreiten!
Die Unterschrift erst vor dem Beamten leisten (ist Vorschrift).

Amtlichen Lichtbildausweis mitnehmen.
Bitte dieses Feld für Prüfvermerke der Bundeswahlbehörde freihalten!

Unterstützungserklärung
Der (Die) Gefertigte unterstützt hiermit den Antrag auf Einleitung des Verfahrens für ein
Volksbegehren betreffend folgende, durch Bundesgesetz zu regelnde Angelegenheit:

[Volksbegehren] [Allfällige Kurzbezeichnung]

Vor- und Familienname des (der) Unterstützungswilligen

Wohnort

Raum für allfällige gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der
nebenstehenden Unterschrift

Geburtsdatum (Tag, Monat, Jahr)

Eigenhändige Unterschrift

Bestätigung der Gemeinde

Gemeinde

Politischer Bezirk, Verwaltungsbezirk, Statutarstadt,
Wiener Gemeindebezirk

Land ggf. Sprengel Nr.

war notariell
beglaubigt.

war gerichtlich
beglaubigt.

wurde vor der Gemeindebehörde
geleistet.

Die eigenhändige Unterschrift auf der Unterstützungserklärung

Datum (Tag, Monat, Jahr) Gemeindesiegel Unterschrift
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Bitte nach Bestätigung durch Gemeinde/Magistrat dieses Original einsenden an
INITIATIVE HEIMAT & UMWELT, 3424 Zeiselmauer, Hagengasse 5

(Zusendung per Fax oder E-Mail wird aus rechtlichen Gründen leider nicht anerkannt.)

AUSTRITT
a u s d e r E u r o p ä i s c h e n U n i o n

EU-AUSTRITTS-VOLKSBEGEHREN

Bitte nach Bestätigung durch Gemeinde/Magistrat dieses Original einsenden an
Initiative für mehr direkte Demokratie, PF 21, 1108 Wien

(Zusendung per Fax oder E-Mail wird aus rechtlichen Gründen leider nicht anerkannt.)�



Überparteiliches Volksbegehren für den AUSTRITT aus der EU
zur Rettung der Lebensgrundlagen Österreichs

Volkswirtschaft
Heimische Betriebe mit einem Bezug
zur Bevölkerung haben in einem über-
nationalen System immer weniger
Chancen. Durch die EU-Mitgliedschaft
kann Österreich keine Handelsverträge
(die zum Schutz der Volkswirtschaft
notwendig sind) mehr abschließen; die
gesamte Handelspolitik ist „aus-
schließlich Angelegenheit der EU-Zen-
tralstellen“. Eine echte Alternative zur
EU ist die EFTA. Heute gibt es vier Mit-
gliedsstaaten: die Schweiz, Norwegen,
Island und das Fürstentum Liechten-
stein. Sie habenAbkommen mit den mit-
tel- osteuropäischen Ländern, den
Mittelmeerstaaten, aber auch mit den
südamerikanischen und asiatischen Län-
dern. Die EFTA strebte nie einen politi-
schen Staatenbund an und war strikte
gegen das Prinzip der Supranationalität,
im Gegensatz zur EU. Die Mitglieds-
staaten vereinbarten einen stufenweisen
Abbau der Zölle auf Industrieprodukte,
ohne dabei ihre Souveränität aufzuge-
ben. Die EFTAwollte nie einen gemein-
samenMarkt etablieren, sondern nur den
Freihandel regulieren – auf der Basis des
Handels unter fairen Bedingungen der
Konkurrenz. Jeder Staat hat seine eige-
nen Zolltarife gegenüber Drittländern
und seine eigene Wirtschaft- und Wäh-
rungspolitik. Die Landwirtschaft und
der Arbeitsmarkt sind vom Freihandel
ausgenommen. Für die Schweiz hat die
EFTA eine besondere Bedeutung, da sie
der Sicherheit der Selbstversorgung
sorgt und es möglich macht, über den ei-
genen Ernährungsbedarf selbst entschei-
den zu können. Ein Weg, den auch
Österreich (wieder) gehen sollte.

Sozialstaat
Das oberste Prinzip der EU, die so
genannten „Freiheiten des MARKTES“,
nämlich die uneingeschränkte, grenzen-
lose Warenverkehrsfreiheit, Niederlas-
sungsfreiheit, Dienstleistungsfreiheit
undArbeitnehmerfreizügigkeit, sowie –
am wichtigsten für die Konzerne – die
Kapitalverkehrsfreiheit, ermöglichen
eine auf Profitmaximierung aus-
gerichtete Politik, die den meisten Men-
schen enorm schadet und vom
europäischen Gerichtshof (EUGH) seit
Jahrzehnten rigoros durchgesetzt wird.
Für Sozialpolitik war und ist darin kein
Platz. Steigende Arbeitslosigkeit, real
sinkende Pensionen und immer größer

werdende Kluft zwischen Arm und
Reich belegen dies.

Neutralität
Neutralität bedeutet, dass der neutrale
Staat eine eigene Außenpolitik betreibt
(so wie die Schweiz), die sich strikt von
jedem Militärpakt fernhält und damit
dem Frieden dient. Durch die EURO-
Armee jedoch, an der auch Österreich
beteiligt ist, ist die EU selbst ein Mi-
litärpakt. Dazu kommt ihre starke Nähe
zur NATO; der Großteil der EU-Staaten
ist auch NATO-Mitglied, vor allem die
großen EU-Staaten. Im neuen „sicher-
heitspolitischen Konzept“ der öster-
reichischen Bundesregierung wird dem-
nach auch eine stärkere Einbettung
Österreichs in internationale „Sicher-
heits-Strukturen“ vorgesehen und eine
Betonung der NATO sowie der Bei-
standspflicht und der Teilnahme an
Kampfeinsätzen. Der Vertrag von Liss-
abon verpflichtet uns zur ständigen
Verbesserung der militärischen
Fähigkeiten (Aufrüstungsverpflichtung)
und gegebenenfalls zu Kampfeinsätzen,
die auch Missionen „zur Bekämpfung
des Terrorismus“ sein können. Die
Terrorismusbekämpfung gestaltet sich
gegebenenfalls zu Angriffskriegen auf
der ganzen Welt.

Gentechnikfreiheit
Aufgrund der vorgeschriebenen „gren-
zenlosen Marktfreiheiten“ ist es einem
EU-Mitglied nicht möglich, Importe von
genmanipulierten Futtermitteln, „Indus-
triekartoffeln“ oder Fertigprodukten mit
genmanipulierten Inhaltsstoffen zu ver-
hindern. Diese kommen damit in den
Nahrungskreislauf, selbst wenn in Öster-
reich kein genmanipuliertes Saatgut
angebaut wird. Zu verhindern ist dies
nur, wenn Österreich seine Lebensmit-
telgesetze wieder selbst bestimmen und
an den Grenzen kontrollieren kann, was
importiert wird.

Eigene Währung
Die Internationalisierung der Lan-
deswährungen funktioniert nicht und ist
ein wesentlicher Mitverursacher der
gegenwärtigen Finanz- und Wirtschaft-
sprobleme. Die Übernahme der Defizite
von finanzinstabilen Ländern durch fi-
nanzstabile, die Grundlage des EURO,
macht alles nur noch schlimmer. Bei
einemAustritt aus der EU könnte Öster-

reich wieder seine eigene Währung auf-
bauen und damit auch der Teuerung ent-
gegenwirken.

Landwirtschaft
Die EU zwingt uns eine industrielle Le-
bensmittelproduktion in Großbetrieben
auf und vernichtet unsere kleinräumigen,
auf Familienbetrieben aufbauenden
Strukturen, die auf regionale Bedürfnisse
von Natur, Mensch und Tier Rücksicht
nehmen können. Die Bauern befinden
sich in Abhängigkeit vom globalen
Marktpreis und den EU-Förderungen.
Selbst bei gutem Willen sind unsere Po-
litiker und Bauernvertreter innerhalb des
EU-Gefüges dem gegenüber völlig hilf-
los.Aktuelles Beispiel: Schließung vieler
Schlachträume, weil die Auflagen der
EU eineWeiterführung verunmöglichen.
Dies betrifft nicht nur bäuerliche, son-
dern auch gewerbliche Unternehmen.

So können Sie das Volks-
begehren unterstützen:

1. Mit der umseitigen Unterstützungs-
Erklärung und einem amtlichen
Lichtbildausweis (Pass, Personal-
ausweis, Führerschein) zu den
üblichen Parteienverkehrszeiten in
das Gemeindeamt bzw. Magistrat
Ihres Hauptwohnsitzes gehen.

2. Dort die mitgebrachte Unterstüt-
zungs-Erklärung vor dem Beamten
unterschreiben und nach erfolgter
Bestätigung durch die Behörde die
Unterstützungserklärung wieder um-
gehend an uns retour senden.

Zur gültigen Unterzeichnung von
Volksbegehren sind alle österreichi-
schen Staatsbürger berechtigt, die das
16. Lebensjahr vollendet haben.
Jedes Volksbegehren darf nur einmal
unterschrieben werden. Sobald min-
destens 8.032 (ein Promille der
Gesamtbevölkerung) gültige Unter-
stützungs-Erklärungen vorliegen,
wird vom Innenministerium die
sogenannte öffentliche Eintragungs-
woche, das eigentliche Volks-
begehren, in ganz Österreich anbe-
raumt.

Der überparteilichen Plattform
EU-Austritt gehört auch die Initiative
für mehr direkte Demokratie an.
Kontakt: Tel.: 0650 7362200,
E-Mail: helmutschramm@gmx.at,
www. eu-austritt.blogspot.com


